
 
 
 
 
 
 
 

Zwischen allen Stühlen..... 
Handlungssicherheit 

durch Auftragsklärung?! 
Der Fall aus Sicht des 

Gerichts  



SGB VIII § 8 a 

Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 
(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die 

Gefährdung des Wohls eines Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat 

es das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte 

einzuschätzen. Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes oder dieses 

Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird, hat das Jugendamt die 

Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder den Jugendlichen in die 

Gefährdungseinschätzung einzubeziehen und, sofern dies nach 

fachlicher Einschätzung erforderlich ist, sich dabei einen unmittelbaren 

Eindruck von dem Kind und von seiner persönlichen Umgebung zu 

verschaffen. Hält das Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung die 

Gewährung von Hilfen für geeignet und notwendig, so hat es diese den 

Erziehungsberechtigten anzubieten. 



SGB VIII § 8a 
(2) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts für 

erforderlich, so hat es das Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn die 

Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der Lage sind, bei der 

Abschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. Besteht eine 

dringende Gefahr und kann die Entscheidung des Gerichts nicht 

abgewartet werden, so ist das Jugendamt verpflichtet, das Kind oder 

den Jugendlichen in Obhut zu nehmen. 

 

(3) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden anderer 

Leistungsträger, der Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der 

Polizei notwendig ist, hat das Jugendamt auf die Inanspruchnahme 

durch die Erziehungsberechtigten hinzuwirken. Ist ein sofortiges 

Tätigwerden erforderlich und wirken die Personensorgeberechtigten 

oder die Erziehungsberechtigten nicht mit, so schaltet das Jugendamt 

die anderen zur Abwendung der Gefährdung zuständigen Stellen selbst 

ein. 

 



SGB VIII § 8a 
(4) In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, 

die Leistungen nach diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass 

  
1. deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für 
die Gefährdung eines von ihnen betreuten Kindes oder Jugendlichen 
eine Gefährdungseinschätzung vornehmen, 

  

2. bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene Fachkraft 

beratend hinzugezogen wird sowie 

 

 3. die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche in 

die Gefährdungseinschätzung einbezogen werden, soweit hierdurch der 

wirksame Schutz des Kindes oder Jugendlichen nicht in Frage gestellt 

wird. 

 



SGB VIII § 8a 
In die Vereinbarung ist neben den Kriterien für die Qualifikation der 

beratend hinzuzuziehenden insoweit erfahrenen Fachkraft insbesondere 

die Verpflichtung aufzunehmen, dass die Fachkräfte der Träger bei den 

Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen 

hinwirken, wenn sie diese für erforderlich halten, und das Jugendamt 

informieren, falls die Gefährdung nicht anders abgewendet werden 

kann. 

(5) Werden einem örtlichen Träger gewichtige Anhaltspunkte für die 

Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, 

so sind dem für die Gewährung von Leistungen zuständigen örtlichen 

Träger die Daten mitzuteilen, deren Kenntnis zur Wahrnehmung des 

Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a erforderlich ist. 

Die Mitteilung soll im Rahmen eines Gespräches zwischen den 

Fachkräften der beiden örtlichen Träger erfolgen, an dem die Personen-

sorgeberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche beteiligt werden 

sollen, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des 

Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 

http://dejure.org/gesetze/SGB_VIII/8a.html
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SGB VIII § 42 
Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen  
(1) Das Jugendamt ist berechtigt und verpflichtet, ein Kind oder einen 

Jugendlichen in seine Obhut zu nehmen, wenn ... 

2. eine dringende Gefahr für das Wohl des Kindes oder des 

Jugendlichen die Inobhutnahme erfordert und ...  

b) eine familiengerichtliche Entscheidung nicht rechtzeitig eingeholt 

werden kann. 

(3) Das Jugendamt hat im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 

die Personensorge- oder Erziehungsberechtigten unverzüglich von der 

Inobhutnahme zu unterrichten und mit ihnen das Gefährdungsrisiko 

abzuschätzen. Widersprechen die Personensorge- oder Erziehungs-

berechtigten der Inobhutnahme, so hat das Jugendamt unverzüglich ...  

2. eine Entscheidung des Familiengerichts über die erforderlichen 

Maßnahmen zum Wohl des Kindes oder des Jugendlichen 

herbeizuführen.  



Mutter - Strafrecht 
Februar 2013 Sophie weist Hämatome, 

Doppelstriemen, eine Bissverletzung 

und Vernarbungen, die auf 

Verbrennungen mit einer Zigarette 

zurückzuführen sind auf 

§ 224 Gefährliche Körperverletzung 

§ 225 Misshandlung Schutzbefohlener 

Strafrahmen: 6 Monate bis 10 Jahre je Tat 
 



Kindeswohlgefährdung 

Eine gegenwärtige, in solchem Maße 
vorhandene Gefahr, dass sich bei der 
weiteren Entwicklung des Kindes eine 
erhebliche Schädigung mit ziemlicher 
Sicherheit voraussehen lässt (BGH FamRZ 
56, 350, OLG Celle FamRZ 03, 1490) 
Mit Rücksicht auf den Vorrang elterlicher 
Pflege und Erziehung nach Art. 6 Abs. 2 
GG muss das Kindeswohl nachhaltig und 
schwerwiegend gefährdet sein (BVerfG 
FamRZ 82, 567) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



§ 1666 BGB 
Gerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des 
Kindeswohls 
 

(1) Wird das körperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes oder 

sein Vermögen gefährdet und sind die Eltern nicht gewillt oder nicht in 

der Lage, die Gefahr abzuwenden, so hat das Familiengericht die 

Maßnahmen zu treffen, die zur Abwendung der Gefahr erforderlich 

sind. 

 

(2) In der Regel ist anzunehmen, dass das Vermögen des Kindes 

gefährdet ist, wenn der Inhaber der Vermögenssorge seine Unter-

haltspflicht gegenüber dem Kind oder seine mit der Vermögenssorge 

verbundenen Pflichten verletzt oder Anordnungen des Gerichts, die sich 

auf die Vermögenssorge beziehen, nicht befolgt. 

 



§ 1666 BGB 
(3) Zu den gerichtlichen Maßnahmen nach Absatz 1 gehören 

insbesondere 

1. Gebote, öffentliche Hilfen wie zum Beispiel Leistungen der Kinder-       

und Jugendhilfe und der Gesundheitsfürsorge in Anspruch zu 

nehmen, 

2. Gebote, für die Einhaltung der Schulpflicht zu sorgen 

3. Verbote, vorübergehend oder auf unbestimmte Zeit die 

Familienwohnung oder eine andere Wohnung zu nutzen, sich in 

einem bestimmten Umkreis der Wohnung aufzuhalten oder zu 

bestimmende andere Orte aufzusuchen, an denen sich das Kind 

regelmäßig aufhält 

4. Verbote, Verbindung zum Kind aufzunehmen oder ein  

Zusammentreffen mit dem Kind herbeizuführen, 

5. die Ersetzung von Erklärungen des Inhabers der elterlichen Sorge, 

6. die teilweise oder vollständige Entziehung der elterlichen Sorge.  

 



§ 157 FamFG 
Erörterung der Kindeswohlgefährdung; einstweilige 
Anordnung  
 

(1) In Verfahren nach den §§ 1666 und 1666a des Bürgerlichen 

Gesetzbuchs soll das Gericht mit den Eltern und in geeigneten Fällen 

auch mit dem Kind erörtern, wie einer möglichen Gefährdung des 

Kindeswohls, insbesondere durch öffentliche Hilfen, begegnet werden 

und welche Folgen die Nichtannahme notwendiger Hilfen haben kann.  

 

(2) Das Gericht hat das persönliche Erscheinen der Eltern zu dem 

Termin nach Absatz 1 anzuordnen. Das Gericht führt die Erörterung in 

Abwesenheit eines Elternteils durch, wenn dies zum Schutz eines 

Beteiligten oder aus anderen Gründen erforderlich ist. 

 

(3) In Verfahren nach den §§ 1666 und 1666a des Bürgerlichen 

Gesetzbuchs hat das Gericht unverzüglich den Erlass einer einstweiligen 

Anordnung zu prüfen. 



§ 155 FamFG: 
Vorrang- und Beschleunigungsgebot  
(1) Kindschaftssachen, die den Aufenthalt des Kindes, das 

Umgangsrecht oder die Herausgabe des Kindes betreffen, sowie 

Verfahren wegen Gefährdung des Kindeswohls sind vorrangig und 

beschleunigt durchzuführen. 

(2) Das Gericht erörtert in Verfahren nach Absatz 1 die Sache mit den 

Beteiligten in einem Termin. Der Termin soll spätestens einen Monat 

nach Beginn des Verfahrens stattfinden. Das Gericht hört in diesem 

Termin das Jugendamt an. Eine Verlegung des Termins ist nur aus 

zwingenden Gründen zulässig. Der Verlegungsgrund ist mit dem 

Verlegungsgesuch glaubhaft zu machen. 

(3) Das Gericht soll das persönliche Erscheinen der verfahrensfähigen 

Beteiligten zu dem Termin anordnen. 

(4) Hat das Gericht ein Verfahren nach Absatz 1 zur Durchführung einer 

Mediation oder eines anderen Verfahrens der außergerichtlichen 

Konfliktbeilegung ausgesetzt, nimmt es das Verfahren in der Regel nach 

drei Monaten wieder auf, wenn die Beteiligten keine einvernehmliche 

Regelung erzielen. 



§ 158 FamFG 
Verfahrensbeistand 
(1) Das Gericht hat dem minderjährigen Kind in Kindschaftssachen, die 

seine Person betreffen, einen geeigneten Verfahrensbeistand zu 

bestellen, soweit dies zur Wahrnehmung seiner Interessen erforderlich 

ist.  

(2) Die Bestellung ist in der Regel erforderlich, 

1. wenn das Interesse des Kindes zu dem seiner gesetzlichen Vertreter 

in erheblichem Gegensatz steht, 

2. in Verfahren nach den §§ 1666 und 1666a des Bürgerlichen 

Gesetzbuchs, wenn die teilweise oder vollständige Entziehung der 

Personensorge in Betracht kommt, 

3. wenn eine Trennung des Kindes von der Person erfolgen soll, in 

deren Obhut es sich befindet 

4. in Verfahren, die die Herausgabe des Kindes oder eine 

Verbleibensanordnung zum Gegenstand haben, oder 

5. wenn der Ausschluss oder eine wesentliche Beschränkung des 

Umgangsrechts in Betracht kommt. 



§ 163 FamFG 

Fristsetzung bei schriftlicher Begutachtung; Inhalt 
des Gutachtenauftrags; Vernehmung des Kindes  
 

(1) Wird schriftliche Begutachtung angeordnet, setzt das Gericht dem 

Sachverständigen zugleich eine Frist, innerhalb derer er das 

Gutachten einzureichen hat. 

 

(1) Das Gericht kann in Verfahren, die die Person des Kindes betreffen, 

anordnen, dass der Sachverständige bei der Erstellung des 

Gutachtens auch auf die Herstellung des Einvernehmens zwischen 

den Beteiligten hinwirken soll 

 
(3) Eine Vernehmung des Kindes als Zeuge findet nicht statt. 
 
 
 



Umgangsrecht Mutter 

§ 1684 BGB Umgang des Kindes mit den Eltern 
 

(1) Das Kind hat das Recht auf Umgang mit jedem Elternteil; jeder 

Elternteil ist zum Umgang mit dem Kind verpflichtet und berechtigt. 

 

(4) Das Familiengericht kann das Umgangsrecht oder den Vollzug  

früherer Entscheidungen über das Umgangsrecht einschränken oder 

ausschließen, soweit dies zum Wohl des Kindes erforderlich ist. Eine 

Entscheidung, die das Umgangsrecht oder seinen Vollzug für 

längere Zeit oder auf Dauer einschränkt oder ausschließt, kann nur 

ergehen, wenn andernfalls das Wohl des Kindes gefährdet wäre. 

Das Familiengericht kann insbesondere anordnen, dass der Umgang 

nur stattfinden darf, wenn ein mitwirkungsbereiter Dritter anwesend 

ist. Dritter kann auch ein Träger der Jugendhilfe oder ein Verein sein; 

dieser bestimmt dann jeweils, welche Einzelperson die Aufgabe 

wahrnimmt. 



Umgangsrecht Stiefvater 
§ 1685 BGB Umgang des Kindes mit anderen 
Bezugspersonen  
 

(1) Großeltern und Geschwister haben ein Recht auf Umgang mit dem 

Kind, wenn dieser dem Wohl des Kindes dient. 

 

(1) Gleiches gilt für enge Bezugspersonen des Kindes, wenn diese für 

das Kind tatsächliche Verantwortung tragen oder getragen haben 

(sozial-familiäre Beziehung). Eine Übernahme tatsächlicher 

Verantwortung ist in der Regel anzunehmen, wenn die Person mit 

dem Kind längere Zeit in häuslicher Gemeinschaft zusammengelebt 

hat. 

 
 
 
 



Amtspfleger § 1630 BGB 
Elterliche Sorge bei Pflegerbestellung oder 
Familienpflege 
 

(1) Die elterliche Sorge erstreckt sich nicht auf Angelegenheiten des 

Kindes, für die ein Pfleger bestellt ist. 

 

(1) Steht die Personensorge oder die Vermögenssorge einem Pfleger zu, 

so entscheidet das Familiengericht, falls sich die Eltern und der 

Pfleger in einer Angelegenheit nicht einigen können, die sowohl die 

Person als auch das Vermögen des Kindes betrifft. 

 

(1) Geben die Eltern das Kind für längere Zeit in Familienpflege, so 

kann das Familiengericht auf Antrag der Eltern oder der 

Pflegeperson Angelegenheiten der elterlichen Sorge auf die 

Pflegeperson übertragen. Für die Übertragung auf Antrag der 

Pflegeperson ist die Zustimmung der Eltern erforderlich. Im Umfang 

der Übertragung hat die Pflegeperson die Rechte und Pflichten eines 

Pflegers. 



Amtspfleger § 1791 BGB 
Bestellte Amtsvormundschaft des Jugendamts 
 

(1) Ist eine als ehrenamtlicher Einzelvormund geeignete Person nicht 

vorhanden, so kann auch das Jugendamt zum Vormund bestellt 

werden. Das Jugendamt kann von den Eltern des Mündels weder 

benannt noch ausgeschlossen werden. 

 

(1) Die Bestellung erfolgt durch Beschluss des Familiengerichts; die 

§§ 1789, 1791 sind nicht anzuwenden. 

 
 



Sachverständigengutachten 
Handlungsempfehlung aus 

entwicklungspsychologischer Sicht 

Keine Bindungswirkung für das Gericht, aber ein 

gewichtiges Argument 

Empfehlung der Rückführung unter Hinweis auf 

engmaschige Auflagen (Nachweis Drogenfreiheit, 

Therapie, Installierung engmaschiger Hilfen) 

Berücksichtigung des 

Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 

BGH: Eingriff in elterliche Sorge nur zur Abwehr 

einer nicht anders zu beseitigen 

Kindeswohlgefährdung, das Bestehen besserer 

Entwicklungsmöglichkeiten bei Unterbringung des 

Kindes in Pflegestelle reicht nicht 



Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit 


